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Gedanken zum 20. Jahrestag des FGB
KARL-HEINZ EBERHARDT,
Sektorenleiter im Ministerium der Justiz

Vor 20 Jahren — am 1. April 1966 — trat das Familiengesetz-.< 
buch, die erste sozialistische Kodifikation des Familienrechts 
der DDR, in Kraft Das ist Anlaß, seine Entstehungsgeschichte 
in Erinnerung zu rufen, seine Bewährung in der Praxis ein­
zuschätzen und zugleich darüber nachzudenken, auf welche 
Schwerpunkte sich eine künftige Analyse der Wirksamkeit 
seiner Bestimmungen zu orientieren hat.

Zur Entstehungsgeschichte des FGB

Die Entstehungsgeschichte des FGB ist in mancherlei Hin­
sicht bemerkenswert.

Die von der Partei der Arbeiterklasse geforderte und in 
den Länderverfassungen von 1946 verankerte Gleichberech­
tigung von Mann und Frau führte zu ersten Überlegungen, 
wie ein neues, demokratisches Familienrecht beschaffen sein 
müßte.1 Die Verfassung der DDR von 1949 setzte mit ihren 
Art. 30, 33 und 144 umfangreiche Teile des 4. Buchs des BGB 
außer Kraft und schuf wesentliche Grundlagen für die prin­
zipielle Umgestaltung des Familienrechts. Große Bedeutung 
hatten das Gesetz über den Mutter- und Kinderschutz und 
die Rechte der Frau vom 27. September 1950 (GBl. Nr. 111 
S. 1037), das in seinem Abschn. II einige wichtige familien­
rechtliche Regelungen normierte, und die Rechtsprechung, 
insbesondere die Grundsatzurteile des Obersten Gerichts und 
die Richtlinien seines Plenums, die zur schrittweisen Heraus­
bildung eines neuen Familienrechts beitrugen.1 2

Seit dem Ende der 40er Jahre fand auch eine anhaltende, 
intensive Diskussion zwischen Rechtswissenschaftlern und 
Justizpraktikern über wichtige Regelungen des neuen Fami­
lienrechts statt3 4, deren Ergebnisse von den.zur Vorbereitung 
eines Familiengesetzbuchs gebildeten Kommissionen gründ­
lich ausgewertet wurden. Zu manchen Fragen, die in fach­
wissenschaftlichen Diskussionen nicht geklärt und entschie­
den werden konnten, wurde Anfang der 60er Jahre der Weg 
punktueller soziologischer Untersuchungen beschritten.

Eine solche Frage war beispielsweise, wie die Eigentums­
beziehungen zwischen den Ehegatten (damals sprach man 
von ehelichem Güterrecht) rechtlich gestaltet werden sollten. 
Die vorausgegangene theoretische Diskussion hatte zu zwei 
Auffassungen geführt: Neben der Forderung, eine absolute 
Trennung zwischen dem Eigentum der beiden Ehegatten 
vorzusehen, stand die entgegengesetzte Auffassung, nach der 
es im wesentlichen, unabhängig von der Herkunft der Mittel, 
nur noch gemeinschaftliches Eigentum beider Ehegatten 
geben sollte, selbstverständlich mit Ausnahme der Sachen des 
persönlichen Bedarfs. Zwischen diesen extremen Auffassun­
gen, die sich beide auf den Grundsatz der Gleichberechtigung 
von Mann und Frau beriefen, gab es eine ganze Reihe abge­
stufter Zwischenpositionen. Unterschiedliche Auffassungen 
gab es auch dazu, ob das Gesetz neben dem sog. gesetzlichen 
Güterstand — der für diejenigen Ehegatten gelten sollte, die 
keine abweichenden Vereinbarungen trafen — noch detailliert 
ausgeregelte weitere Eigentumsmpdelle (sog. Wahlgüter­
stände) anbieten sollte, die die Ehegatten bei der Eheschlie­
ßung oder danach durch Vertrag für ihre Ehe in Kraft setzen 
konnten.

Die Gesetzgebungskommission beschloß deshalb, in Groß­
betrieben und wissenschaftlichen Einrichtungen umfang­
reiche Befragungen über die seinerzeitige Handhabung der 
Eigentumsfragen durch die Bürger durchzuführen.1 Das 
Ergebnis war eindeutig und wurde unverändert in das Gesetz 
(§§ 13 und 14FGB) übernommen: Eigentumsgemeinschaft an 
allem, was während der Ehe auf der Grundlage der Arbeit 
eines oder beider Ehegatten erworben wurde, und alleiniges 
Eigentum jedes Ehegatten am übrigen. Daneben kein zweites 
gesetzliches Modell, sondern nur die allgemeine Ermächtigung 
für die Ehegatten, nach ihren Wünschen und Gegebenheiten 
vertragliche Vereinbarungen über eine Erweiterung oder 
auch- über eine Reduzierung des gemeinschaftlichen Eigen­
tums gegenüber dem gesetzlichen Normalfall zu treffen.

Eine Art experimenteller Erprobung künftiger Regelungen 
erlaubten einige Rechtsvorschriften mit Übergangscharakter; 
die Einschätzung ihrer Wirksamkeit wurde bei der Ausarbei­
tung des FGB mit zugrunde gelegt. So waren mit der VO über

Eheschließung und Eheauflösung vom 24. November 1955 
(GBl. I Nr. 102 S. 849) wichtige Teile des neuen Eherechts 
bei Verabschiedung des FGB rund ein Jahrzehnt in Kraft und 
Grundlage der Arbeit der Standesämter und der Gerichte. 
Auch die VO über die Annahme an Kindes Statt vom 
29. November 1956 (GBl. I Nr. 109 S. 1326) konnte mehrere 
Jahre insbesondere in der Arbeit der Jugendhilfeorgane 
praktisch erprobt werden. Schließlich muß noch die mit der 
VO betreffend die Übertragung von familienrechtlichen 
Streitigkeiten in die Zuständigkeit der Amtsgerichte vom 
21. Dezember 1948 (ZVOB1. S. 588) begonnene, von den dama­
ligen Richtern als revolutionär empfundene Veränderung des 
Verfahrensrechts in Ehesachen genannt werden. Sie fand im 
Gerichtsverfassungsgesetz vom 2. Oktober 1952 (GBl. Nr. 141 
S. 983) sowie in § 1 der dazu erlassenen Angleichungsverord­
nung vom 4. Oktober 1952 (GBl. Nr. 141 S. 988) ihre Fortset­
zung und in der Eheverfahrensordnung vom 7. Februar 1956 
(GBl. I Nr. 16 S. 145) ihren vorläufigen Abschluß. Die 
wesentlichste Veränderung bestand in der (in bezug auf das 
Erziehungsrecht und den Unterhalt obligatorischen) Verbin­
dung der Verhandlung und Entscheidung über den Fortbe­
stand oder die Scheidung der Ehe .mit den Entscheidungen 
über die Scheidungsfolgen.

Bemerkenswert an der Entstehungsgeschichte des FGB ist 
auch, daß der Öffentlichkeit zwei Entwürfe zur Diskussion 
unterbreitet wurden. Im Jahre 1954 wurde der erste Entwurf 
einer umfassenden Kodifikation vorgelegt; an seiner Erörte­
rung beteiligten sich über eine halbe Million Bürger.5 Die 
Ergebnisse dieser Aussprache führten zu zahlreichen Verän­
derungen, die sich im zweiten Entwurf des Gesetzes nieder- 
schlugen. Die Diskussion darüber fand 1965 unter Teilnahme 
von mehr als einer dreiviertel Million Bürger statt; sie hatte 
rund 230 Änderungen des Gesetzes gegenüber dem Entwurf 
zur Folge.6

Das Inkrafttreten des FGB setzte der Zersplitterung des 
Familienrechts ein Ende und führte zu einem überschau­
baren, für die Bürger verständlichen Recht. Das Ausmaß der 
Zersplitterung macht § 27 EGFGB deutlich, in dem 18 ein­
schlägige Rechtsvorschriften ganz oder teilweise aufgehoben 
wurden.

Die gesetzliche Grundlage sozialistischer Familienpolitik

Mit dem FGB wurde eine neue Qualität des Familienrechts 
der DDR erreicht. Erstmalig wurden auf der Grundlage der 
Beschlüsse der Partei der Arbeiterklasse verbindlich für alle 
Bürger und Justizorgane, aber auch verbindlich für alle 
staatlichen Organe und Einrichtungen, für alle Betriebe, 
Genossenschaften und gesellschaftlichen Organisationen 
Grundsätze sozialistischer Familienpolitik gesetzlich fixiert. 
Solche Bestimmungen wie die §§ 1 Abs. 1, 3 Abs. 2, 4 Abs. 1, 
42 Abs. 1, 44 und 49 FGB, die die Verantwortung der Gesell­
schaft für die Entwicklung der Familie konkretisieren, bilde­
ten und bilden die gesetzliche Grundlage für die im Rahmen 
der wachsenden volkswirtschaftlichen und anderen Möglich­
keiten durch Beschlüsse der Partei der Arbeiterklasse schritt­
weise abgesteckte Entwicklung aufeinander folgender Rechts-
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